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Vorwort 

Unter dem apodiktischen Einleitungstitel „Die NATO-Strategie w i -
derspricht dem Völkerrecht" erschien in der „Zeit" vom 17. Dezember 
1984 (Nr. 50, S. 9) ein aufsehenerregender  Ar t ike l Rolf Zundels, der sich 
mi t der beabsichtigten Einlegung eines Nuklearvorbehaltes zum Zusatz-
protokoll I zu den Genfer Konventionen von 1949 auseinandersetzte. 
Der damals noch im politischen Entscheidungsprozeß angesiedelte 
Sachverhalt provoziere — so der Journalist — die Frage, „ob die Nu-
klear-Strategie der NATO mit dem Völkerrecht in Einklang stehe, 
genauer: ob Bonn wählen muß zwischen Völkerrecht und Sicherheit 
durch Abschreckung". Er ist einer jener Fälle, wo die Ratio, die poli-
tische Vernunft,  erschreckt und ratlos im Labyrinth der Sachzwänge 
herumirrt, ohne einen Ausweg zu finden". Damit war ein Problemfeld 
der öffentlichen  Auseinandersetzung eröffnet,  das bereits sieben Jahre 
zuvor im Fachschrifttum zur Diskussion gestellt worden war (vgl. 
Bothe/Ipsen/Partsch, Die Genfer Konferenz über humanitäres Völker-
recht, ZaöRV 38/1978, insbes. S. 34 f.), ohne indessen darüber hinaus 
gebührende Aufmerksamkeit  zu finden. 

Der vorliegenden Monographie von Horst Fischer ist es vorbehalten 
geblieben, die bislang umfassendste und gründlichste Analyse des Pro-
blems vorzunehmen, ob und inwieweit der Ersteinsatz von Nuklear-
waffen  nach Art . 51 des Zusatzprotokolls I — der Zentralnorm dieses 
völkerrechtlichen Vertrages — verboten ist. Dem völkerrechtswissen-
schaftlichen Forschungsprojekt war eine mehrjährige Vorbereitung in 
den angrenzenden Problembereichen vorausgegangen: Auslandsstudien 
sowie die Teilnahme an Kongressen und Symposien machten den Ver-
fasser mi t den waffentechnischen  Grundlagen, den taktischen, opera-
tiven und strategischen Aspekten der Nuklearwaffen  sowie mit dem 
aktuellen sicherheitspolitischen Diskussionsstand über diese Waffenart 
vertraut — eine unerläßliche Voraussetzung für das anspruchsvolle 
Unterfangen, die in Genf kodifizierten Waffenwirkungsverbote  zu 
untersuchen. 

Das umfangreiche Dokumentenmaterial der Genfer Konferenz über 
die Neubestätigung und Fortentwicklung des in internationalen be-
waffneten  Konfl ikten anwendbaren humanitären Völkerrechts wurde 
mit einer in Bezug auf das Thema bislang nicht erreichten Gründlich-
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keit systematisch ausgewertet. Das Ergebnis ist ein Werk, das über den 
deutschsprachigen Bereich hinaus richtungsweisend für die Diskussion 
eines völkerrechtlichen Erstanwendungsverbotes für Nuklearwaffen 
sein wird. Die Schrift,  der die juristische Fakultät der Ruhr-Universi-
tät Bochum als Dissertation höchstes Lob gezollt hat, ist mit einem 
Universitätspreis für hervorragende wissenschaftliche Leistungen aus-
gezeichnet worden. 

Die Untersuchung ist Bestandteil eines mit dem Zusatzprotokoll I 
befaßten Rahmenprojektes des Lehrstuhls für öffentliches  Recht I I I 
der Ruhr-Universität Bochum. Sie erscheint zu einem Zeitpunkt, da 
die Diskussion über die Ratifikation des Zusatzprotokolls und über die 
Einlegung eines Vorbehaltes, durch den seine Anwendung auf Nuklear-
waffen  ausgeschlossen werden soll, i n der Bundesrepublik Deutschland 
beginnt. Ihre Ergebnisse werden auch in dieser Diskussion nicht zu 
übersehen sein. 

Bochum, im März 1985 
Prof.  Dr. Knut  Ipsen 

Rektor der Ruhr-Universität Bochum 
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seine fachliche und menschliche Leitung. 
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2* 
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rem = roentgen-equivalent man 
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T N W = Theatre Nuclear Weapons 
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Einführung 

Seit Beginn des 20. Jahrhunderts lassen sowohl die kriegerischen 
Auseinandersetzungen zwischen Staaten als auch die Sezessions- und 
Befreiungskriege  eine gemeinsame Entwicklungslinie erkennen. Die 
Zahl der Opfer unter der nichtkämpfenden Zivilbevölkerung ist in den 
Konfl ikten stetig angestiegen und hat inzwischen die Zahl der Verluste 
unter den Kombattanten bei weitem übertroffen.  Ein Blick auf die 
Todesrate der Zivilbevölkerung in den großen internationalen Kon-
f l ikten dieses Jahrhunderts macht deutlich, welche dramatische Ent-
wicklung sich insbesondere seit dem II. Weltkrieg vollzogen hat. Wäh-
rend der Antei l der Toten der Zivilbevölkerung an der Gesamtzahl 
im I. Weltkrieg noch bei 5 <Vo lag, stieg er im II . Weltkrieg auf 48 %> an. 
Den vorläufigen Höhepunkt dieser Entwicklung bildet der Vietnam-
krieg, in dem über 90 % der Opfer Zivil isten gewesen sind1. 

Diese, die waffentechnischen  und taktischen Änderungen auf dem 
Kriegsschauplatz widerspiegelnden Zahlen, geben jedoch nur Aufschluß 
über einen Aspekt der Bedrohung der Zivilbevölkerung in bewaffneten 
Konflikten. Die Entwicklung und Lagerung von Massenvernichtungs-
waffen  und die Androhung ihres Einsatzes hat seit dem Abwurf  der 
ersten Atombombe auf Hiroshima den Fragen nach der Anwendbarkeit, 
dem Wert und der Durchsetzbarkeit kriegsrechtlicher Schutzvorschrif-
ten eine neue Dimension verliehen. Die unvorstellbare Vernichtungs-
kraft  nuklearer und chemischer Kampfmittel bedroht nicht nur einen 
weitaus größeren Tei l der Zivilbevölkerung als der Einsatz konventio-
neller Sprengmittel. Ein Einsatz auch nur eines unwesentlichen Teils 
der inzwischen angehäuften Vernichtungspotentiale der Nuklearmächte 
könnte für einen großen Tei l der Menschheit den nuklearen Holocaust 
bedeuten. 

Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) hat in seinen 
Bemühungen zur Bestätigung und Weiterentwicklung humanitärer 
Normen den veränderten Bedingungen konventioneller Kriege und den 
Gefahren der nuklearen Abschreckung einen besonderen Stellenwert 
eingeräumt. Die von ihm unter diesem Gesichtspunkt unterbreiteten 
Vorschläge zur Verbesserung des Schutzes der Zivilbevölkerung in 

1 s. dazu Th i rd Committe of the U N General Assembly, U N Doc A/C3/SR 
1788, 32. Während des Koreakrieges betrug der Ante i l der Toten unter der 
Zivi lbevölkerung gemessen an der Gesamttodesrate bereits 84 %. 
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bewaffneten  Konfl ikten scheiterten jedoch zunächst an der Befürchtung 
der Staaten, ihre militärischen Optionen im internationalen und inner-
staatlichen Bereich könnten durch die neuen Rechtssätze zu weit ein-
geschränkt werden. 

Erst im Jahre 1977 ist mit den zwei auf der Genfer Staatenkonferenz 
zur Neubestätigung und Weiterentwicklung des in bewaffneten  Kon-
f l ikten anwendbaren humanitären Völkerrechts unterzeichneten Zusatz-
protokollen zu den Genfer Konventionen von 1949 der Versuch unter-
nommen werden, bereits existierende Rechtsnormen für den bewaff-
neten Konf l ikt den veränderten Bedingungen anzupassen und neue 
adäquate Regeln im internationalen Vertragsrecht zu verankern. 

Vor diesem Hintergrund beschränkt sich die vorliegende Unter-
suchung auf eine der Zentralnormen des Zusatzprotokolls I, das im 
internationalen bewaffneten  Konf l ikt Anwendung findet. Der Art . 51 
des I. Zusatzprotokolls2 definiert  die Stellung der Zivilbevölkerung im 
Gefüge des humanitären Völkerrechts und umreißt den Verbotsbereich 
für direkte und unterschiedslose Angriffe. 

Die sich aus dem Art . 51 ergebende völkerrechtliche Problematik w i rd 
unter drei Fragestellungen erörtert, die sich aus der engen Verknüpfung 
der Rechtsnormen mit waffentechnischen  und strategischen Aspekten 
sowie aus den Vorgaben des völkerrechtlichen Vertragsrechts ergeben. 
Im ersten Teil der Arbeit werden die zum Verständnis der rechtlichen 
Überlegungen notwendigen waffentechnischen  Grundlagen der Nuklear-
waffe  dargestellt und ihr Zusammenhang mit neuen, die Zivilbevölke-
rung gefährdenden politischen und strategischen Überlegungen auf-
gezeigt. I m Anschluß daran erfolgt  im zweiten Teil nach einer Bewer-
tung der Versuche, den Herausforderungen  der nuklearen Abschreckung 
durch die Anwendung kriegsrechtlicher Prinzipien zu begegnen, die 
Analyse des Ar t ike l 51. Im Vordergrund steht dabei das Problem der 
Anwendung des I. Zusatzprotokolls auf die Nuklearkriegsführung. 
Untersucht wi rd ferner  die Ausfüllung des traditionellen Unterschei-
dungsprinzips durch das Verbotssystem der Abs. 4 und 5 des Art . 51. 
In diesem Rahmen wi rd insbesondere der Stellung des Proportionali-
tätsprinzips im Gefüge des Art . 51 Beachtung geschenkt. Der Schlußteil 
behandelt die Frage nach den politischen und strategischen Konsequen-
zen der sich aus Art . 51 ergebenden Verbote für unterschiedslos w i r -
kende Waffen  und Kampfmethoden. 

Eine Untersuchung humanitärer, für den bewaffneten  Konf l ik t gel-
tender Regeln kann wegen der engen Verzahnung dieser Normen mit 
dem vitalen Überlebensinteresse der Völkerrechtssubjekte nicht isoliert 

2 A r t i ke l ohne genaue Vertragsbezeichnung sind solche des I. Zusatzpro-
tokolls. 
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nur auf der rechtlichen Ebene verlaufen. Zu beachten sind so vor allem 
die positiven und negativen Auswirkungen der humanitären Normen auf 
das Friedenssicherungsgefüge  der Staatengemeinschaft. Die Analyse 
des Art . 51 hat dabei die Möglichkeit neuer rüstungskontrollpolitischer 
Ansätze ebenso in Betracht zu ziehen, wie die Gefahr der Entwicklung 
neuer, den Schutz der Zivilbevölkerung aushöhlender Waffensysteme 
und Strategien. 

Unter Berücksichtigung des militärisch politischen Hintergrundes 
der humanitären Schutzvorschriften  ist das Ziel der Untersuchung in 
zweifacher Weise angelegt. Einmal soll das geltende und in der Ent-
stehung befindliche Recht bezüglich der Nuklearwaffen  dargestellt 
werden. Zum anderen soll durch einen Vergleich der Rechtslage mi t den 
gegenwärtig diskutierten militärischen Optionen ein sowohl den Schutz 
der Zivilbevölkerung fördernder  als auch den legitimen sicherheits-
politischen Interessen gerecht werdender Denkprozeß in Gang gesetzt 
werden. 




